
Gesetz zur Förderung der Gleichstellung der Frau
in der Rechts-und  e waltungs prache

vom 27. Februar 1989

Niedersächsisches
Gesetz- und Verordnungsblatt 1989,

Seite 50

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen,
das hiermit verkündet wird:

§ 1

In Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Landes sowie der seiner
Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts sind Bezeichnungen so zu wählen, dass sie
Frauen nicht  iskriminieren, sondern dem Grundsatz der Gleichbe¬
re htigung (Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes) entsprechen.

§2

Sind in Rechts- und Ver altungs ors hriften Bezeichnungen, die für
Frauen und Männer gelten, nur in männlicher Sprachform enthalten,
so ist im amtlichen Sprachgebrauch im Einzelfall die jeweils zutref¬
fende weibliche oder  ännliche Sprachform zu verwenden.

§3

In Vordrucken des Landes und der seiner Aufsicht unterstehenden
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
sind die für einzelne Personen geltenden Bezeichnungen neben¬
einander in weiblicher und männlicher Sprachform aufzunehmen.
Es kann auch eine nicht geschlechtsbezogene Sprachform gewählt
werden.

§4

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Flannover, den 27. Februar 1989

Der Niedersächsische Ministerpräsident
AI brecht

Der Niedersächsische Minister der Justiz
Remmers

j
:
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Beschluss des Landesministeriums über
Grundsätze für die Gleichbehandlung von
Frauen und Männern in der Rechtssprache

vom 9.7.1991

Niedersächsisches Ministerialblatt 1991, S. 911

1. Benennung beider Ges hlechter, sprachliche Form

In der Rechtssprache sollen im Regelfall beide
Ges hlechter benannt werden. Das gilt für Rechtsvor¬
schriften ebenso wie für Verwaltungsvorschriften.

Zur Benennung beider Geschlechter werden nur  oll
ausgeschriebene Parallelformulierungen verwendet.

Die Bezeichnungen für Frauen und Männer wer¬
den durch „und  oder „oder  verbunden. Das Wort
„beziehungsweise  und die Zusam enstellung „und/
oder  sollen nicht benutzt werden.

Die weibliche Bezeichnung wird der männlichen vor¬
angestellt.
Beispiel: die Studentin oder der Student

2. Anwendungsfälle und Ausnahmen

2.1 Auf Parallelformulierungen umgestellt werden
Personenbezeichnungen, d. h. Bezeichnungen
für natürliche Personen.
Beispiele: Lehrer, Schüler, Student, Beamter,
Architekt, Urkundsbeamter

Bezeichnungen, die sich ausschließlich auf juristi¬
sche Personen, Gremien oder sonstige Institutio¬
nen beziehen, werden nicht umgestellt.  
Beispiele: Gewährträger, Di nstherr

2.2 Gilt eine Personenbezeichnung sowohl für natür¬
liche als auch für juristische Personen,
Beispiele: Veranstalter, Arb itgeber, Abfallerzeu¬
ger, Geldgeber
so ist im Einzelfall zu entscheiden, ob auf Paral¬
lelformulierungen umgestellt werden soll. Eine
feste allgemeine Regel lässt sich dafür nicht auf¬
stellen. Je größer der Anteil juristischer Personen
ist, die in der Praxis unter eine solche Bezeich¬
nung fallen, um so mehr spricht dafür, nicht auf
Parallelformulierungen umzustellen.

2.3 Auch bei besonders abstrakten und personenfer¬
nen Bezeichnungen
Beispiele: Hersteller, Gewahrsamsinhaber, Gläu¬
biger
muss im Einzelfall entschieden werden, ob eine
Umstellung auf Parallelformulierungen ange¬
messen ist. Ein besonders hoher Grad an Abs¬
traktheit und Personenferne kann gegen eine
Umstellung sprechen.

2.4 Personenbezeichnungen, für die eine entspre¬
chende weibliche Bezeichnung fehlt und nicht
gebildet werden kann,
Beispiel : Vormund, Mündel, Gast, Fahrgast,
Flüchtling, Prüfling
sind weiterhin unverändert zu benutzen.

2.5 Zusammengesetzte Wörter, in denen das vor¬
angestellte Bestimmungswort eine maskuline
Personenbezeichnung ist,
Beispiele: Schülervertretung, Ärztekammer,
Ausländerverein
sind in der bisherigen Form beizubehalten,
soweit ihre Benutzung nicht vermieden werden
kann.

Auch aus einer maskulinen Personenbezeichnung
mit Hilfe einer Nachsilbe abgeleitete Wörter
B ispiele: kaufmännisch, ärztlich, Studenten¬
schaft
sind unverändert weiter zu verwenden.

3. Umformulierung von  orschriften

Durch Parallelformulierungen werden Vorschriften
nicht unerheblich länger,  omplizierter und sch erer
verst ndlich. Deshalb sind alle Möglichkeiten auszu¬
schöpfen, um die Regelungen durch Umformulierung
so knapp, klar, verständlich und sprachlich einwand¬
frei wie  öglich zu halten,

Folgende Möglichkeiten kom en zum Beispiel in
Betracht:
• Personenbezeichnungen weniger oft wiederholen

als bislang,
• Passivkonstruktionen verwenden,
• auf parallele Possessivpronomen verzichten,
• Relati sätze  it einer Personenbezeichnung als

Bezugswort zu vermeiden,
• Satzkonstruktionen mit dem verallgemeinernden

Relati pronomen „wer  benutzen,
• Geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen ver¬

wenden,
• Substantivierte Partizipien und Adjektive als Perso¬

nenbezeichnung benutzen, insbesondere im Plural,
• Personenbezeichnungen umschreiben,
• Sätze oder Satzteile umstellen.

Umformulierungen können den Stil schwerfälliger und
die Aussage weniger anschaulich machen. Die Vor-
und Nachteile einer Parallelverwendung und einer
Umformulierung sind deshalb jeweils im Einzelfall
gegeneinander abzuwägen. Es ist sorgfältig darauf zu
achten, dass nicht unbeabsichtigt Sinnveränderungen
oder Unklarheiten entstehen.

4. Ände ung bestehender Vorschriften

4.1 Innerhalb desselben Regelungswerks darf eine
Personenbezeichnung nur in ein und dersel¬
ben Form verwendet werden. Deshalb ist es
nicht zulässig, Personenbezeichnungen eines
Regelwerks durch eine Novelle nur für einzelne
Vorschriften auf Parallelformulierungen u zu¬
stellen, sie in anderen Bestimmungen aber
unverändert zu lassen.
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4.2 Keine Schwierigkeiten ergeben sich danach bei
Novellen, in denen lediglich Vorschriften geän¬
dert werden, die keine Personenbezeichnungen
enthalten.

4.3 Enthalten in einem Regelungswerk sowohl die zu
ändernden Vorschriften als auch diejenigen, die
unverändert bleiben sollen, Personenbezeich¬
nungen, so bestehen drei Möglichkeiten:
• Das Regelungswerk  ird insgesamt neu

gefasst, und dabei werden alle Personenbe¬
zeichnungen umgestellt,

• Durch eine Novelle werden alle Personenbe¬
zeichnungen in dem Regelungswerk umge¬
stellt,

• In einer Novelle werden die Personenbe¬
zeichnungen nicht umgestellt, sondern noch
(übergangsweise) in der bisher üblichen Form
verwendet

Nicht zulässig ist eine Novelle, die Personenbe¬
zeichnungen nur für einen Teil der Vorschriften
umstellt und eine spezielle Neube anntma¬
chungsermächtigung enthält,  ie eine Umstel¬
lung der Bezeichnungen im übrigen ermöglichen
soll.

4.4 Welche der nach Nr. 4.3 zulässigen Möglichkei¬
ten zu  ählen ist, muss unter Berücksichtigung
aller U stände des Einzelfalls, auch  it Blick auf
die verfügbare Arbeitskapazität, entschieden
werden.

Eine konstitutive Neufassung mit Umstellung
aller Personenbezeichnungen ist jedenfalls dann
erforderlich, wenn das Regelungs erk durch
Novellierung unübersichtlich würde und schon
aus diesem Grund neu gefasst werden muss.

5. Sonstige Fragen

5.1 Die übereinstimmende Verwendung von Perso¬
nenbezeichnungen ist nur innerhalb desselben
Regelungs erks erforderlich. Zusammenhänge
zwischen verschiedenen Regelungswerken
(Gesetz - Verordnung; Bundesgesetz - Aus¬
führungsgesetz des Landes; Rechtsvorschrift
-Verwaltungsvorschrift) hindern grundsätzlich
nicht, Personenbezeichnungen in dem einen
Regelungswerk umzustellen, wenn das in einem
anderen noch nicht geschehen ist.

5.2 Bei Vorschriften, die bundeseinheitlich mit
übereinsti mendem Text erlassen werden,
scheidet eine Umstellung schon im Hinblick auf
erforderliche Umfor ulierungen aus. Allerdings
sollte versucht werden zu erreichen, dass bei
der Abfassung bundeseinheitlicher Vorschriften
beide Geschlechter benannt werden.

6. Geltungsbereich

6.1 Die vorstehenden Grundsätze sind bei Gesetz¬
entwürfen des Landesministeriums sowie bei
Verordnungen und Verwaltungsvorschriften des
Landes zu beachten.

6.2 Den Gemeinden, den Landkreisen und der
Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts wird empfohlen, entspre¬
chend zu verfahren.

4.5 Bei der Ter inplanung hat die federführende
Stelle von  ornherein zu berücksichtigen, dass
die Umstellung aller Personenbezeichnungen, Hannover, den 9.7.1991
insbesondere durch vollständige Neufassung, MJ - 1030-203.50 -
einen erheblichen zusätzlichen Zeitaufwand
erfordert. Das Niede sächsische Landesministerium
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